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A. Bericht der Abgeordneten Frau Friese-Korn: 


Nach der Debatte über die Ursachen für die Ver- 
zögerung der Errichtung eines Langwellensenders 
in Berlin, die in der 163. Sitzung des Deutschen 
Bundestages in Berlin geführt wurde, überwies das 
Plenum den Antrag der SPD — Drucksache 2627 
(neu) — und den Antrag der CDU — Drucksache 
2761 — , die beide eine Beschlußfassung des Bun- 
destages in dieser dringenden Angelegenheit for- 
dern, federführend an den Ausschuß für Fragen 
der Presse, des Rundfunks und des Films und mit- 
beratend an den Ausschuß für Gesamtdeutsche und 
Berliner Fragen. 

Beide Ausschüsse haben seit 1952 schon wieder- 
holt diese Materie bearbeitet. Es wurde ein Unter- 
ausschuß gebildet, der von Mai 1952 bis März 1953 
in fünf Sitzungen die Möglichkeiten zur Errichtung 
eines überregionalen Senders und alle damit im 
Zusammenhang stehenden technischen, verfas- 
sungsmäßigen und politischen Fragen unter An- 
hörung vieler Sachverständiger erörtert hat. Es 
kam zu der einmütigen Empfehlung, Berlin zum 
Standort der deutschen Langwelle zu bestimmen. 

Im 2. Deutschen Bundestag hat im März 1955 der 
Ausschuß für Gesamtdeutsche und Berliner Fra- 


gen noch einmal beschlossen, den geplanten Lang- 
wellensender und den Sitz der politischen Nach- 
richten-Chefredaktion in Berlin einzurichten. Am 
19. Oktober 1955 hat auch der Ausschuß für Fragen 
der Presse, des Rundfunks und des Films dieser 
Meinung zugestimmt. Am 5. Juli 1956 kam es dann 
ZU einer Vereinbarung zwischen den Vertretern 
des Bundes, der Länder und der Rundfunkanstal- 
ten, die aber nicht in Kraft getreten ist, weil der 
Senat der Stadt Berlin in einem Punkte seine be- 
rechtigten Interessen für gefährdet hielt. 

Die dann im Oktober 1956 eingereichten Anträge 
der CDU- und der SPD-Fraktion wurden in dem 
mitberatenden Ausschuß für Gesamtdeutsche und 
Berliner Fragen am 14. November beraten. Er 
schlug dem federführenden Ausschuß die Annahme 
des folgenden neu formulierten Antrags vor: 

„Der Deutsche Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag gibt erneut seinem 
Wunsche Ausdruck, daß der deutsche Langwellen- 
sender, der eine große überregionale Aufgabe zu 
erfüllen hat, in Berlin errichtet wird. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Er nimmt zur Kenntniis, daß vorläufig Lang- 
wellensendungen vom NDR in Hamiburg seit dem 
3. November 1956 in beschräinktem Umfange auf- 
genommetn worden sind. 

Die Bundesregierung wird ersucht, die erforder- 
lichen finanziellen Mittel 

1. für den Aus'bau und die technische Ausstattung 
des Funkhauses in der MasurenalLee zu Berlin, 
sowie 

2. für die Errichtung eines Langwellenstrahlers 
in Berlin 

umgehend zur Verfügung zu stellen, damit dadurch 
spätestens vom Jahre 1958 an der Betrieb des deut- 
schen Langwellenseners in Berlin sichergestellt 
werden kann.“ 

In der abschließenden Beratung des federfüh- 
renden Ausschusses am 26. November 1956 gab 
Herr Staatssekretär Bleek (BMI) einen Bericht 
über die gegenwärtige Verhandlungssituation über 
den Langwellensender und erläuterte insbesondere 
den Entwurf der Vereinbarung über die Regelung 
der vorläufigen Langweil ensend,ung vom 5. Juli 
1956, der von den Vertretenn des Bundes, der Län- 
der und der Rundfunkanstalten entworfen wurde, 
aber noch nicht in Kraft getreten ist. 

Dieser Entwurf sieht vor, daß der Norddeutsche 
Rundfunk im Auftrag der Arbeitsgemeinschaft der 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Bxin- 
desrepublik Deutschland die vorläufigen Langwel- 
lensendungen durchführt, unter Beachtung der 
nachstehend auf geführten Grundsätze die perso- 
nellen und technischen Vorbereitungen für die als- 
baldige Aufnahme des vollen Betriebs zu treffen 
hat und die Kosten des vorläufigen Langwellen- 
betriebs trägt. 

Er sieht ferner die Bildung eines Beirates 
aus je 3 Mitgliedern ider Bundesregierung, der Lan- 
desregierungen und der Arbeitsgemeinschaft vor, 
legt deren Aufgabengebiete fest, nach denen die 
vorläufigen Sendungen, die Programmgestaltung, 
der geschäftliche und der technische Betrieb abge- 
wickelt werden sollen. 

Er grenzt die Verantwortlichkeiten ab und be- 
tont, daß die Beteiligten davon Kenntnis haben, 
daß Bund und Länder eine endgültige Langwellen- 
regelung vorbereiten und darin überemstimmen, 
daß diese endgültige Regelung durch das Proviso- 
rium nicht präjudiziert wird. 

Die Vereinbarimgen sollen bis zum 30. Juni 
1958 gelten, die Betedliigten sollen spätestens ein 
halbes Jahr vorher erneut zusammen treten, um 
eine weitere Vereinbarung labzuschließen; sie sol- 
len dabei insbesondere prüfen, ob auf Grund der 
bisherigen Erfahrungen imd der technischen Vor- 
aussetzungen der Sitz nach Berlin verlegt werden 
kann. Die Vereinbainang soll laber lunbeschiadet des 
obengenannten Termins mit dem Inkrafttreten 
einer endgültigen Regelung erlöschen. 


Das Inkrafttreten dieser provisorischen Regelung 
verzögerte sich auf Grund der Bedingungen, von 
deren Erfüllung der Senat der Stadt Berlin im 
August und im Oktober 1956 seine Zustimmung zu 
der Vereinbarung abhängig machte. 

Der Vertreter Berlins erklärte dem Ausschuß 
noch einmal, daß man in der in der Vereinbarung 
vorgesehenen nochmaligen Überprüfung der tech- 
nischen Voraussetzungen für den Sitz des Senders 
in Berlin eine bedenkliche Unsicherheit für das 
angestrebte Ziel gesehen habe. Senatsdirektor Bur- 
kart legte die Auffassung des Senats Berlin dar, der 
dieser Vereinbarung zustimmen würde, sofern alle 
Beteiligten schon jetzt erklären wollten, daß Ber- 
lin sofort nach Fertigstellung des Rundfunkhauses 
in der Masurenallee in Berlin zum Sitz des Lang- 
wellensenders würde. 

Verschiedene Ausschußmitglieder schlossen sich 
der Auffassung des Senats Berlin an, weil der vor- 
gesehene Zeitraum von einem halben Jahr für die 
Überprüfung für zu kurz gehalten wird und die 
Bemühungen, Berlin zum Sitz des Langwellensen- 
ders zu machen, unverzüglich begonnen werden 
sollten. 

Aus den lanschließenden rund funk technischen 
Ausführuingen verschiedener geladener Sachver- 
ständiger geht hervor, daß die auf Vorschlag von 
Professor Dr. Nestel vorgenommenen Unter- 
suchungen und Probesendungen auf der Frequenz 
151 kHz, die am 1. April 1953 aufgenommen wur- 
den, zu folgenden Ergebnissen geführt haben: 

a) Eingehende Empfangs versuche der englischen 
Küstenstationen zeigten, daß der Funkverkehr mit 
den Schiffen im Atlantik nicht wesentlich beein- 
trächtigt wurde. 

b) Zur Ermittlung der BestÖrung des norwe- 
gischen Senders Tromsö wurde ein Meßprogramm 
organisiert. Das Ergebnis einer See-Meßfahrt im 
Januar 1954 von Bremen bis um das Nordkap er- 
gab, daß der Versorgungsbereich des Senders 
Tromsö -im wesentlichen durch die Gleichkanal- 
schwebungen des Senders Brasow bestimmt wird. 
Die Störungen durch die Interferenzen des Ver- 
suchssenders erwiesen sich demgegenüber als ge- 
ringfügig. 

c) Ein Protest von Rumänien gegen die Benut- 
zung der Frequenz 151 kHz -ist bisher nicht be- 
kanntgeworden. 

Nach den unter a und b durchgeführten Über- 
prüfungen erteilte der englische Kontrolloffozier 
am 6. Dezember 1954 die offizielle Genehmigung, 
einen Versuchsbetrieb -auf 151 kHz = 1986,8 m mit 
einer Leistimg bis zu 50 kW durchzuführen. Nach- 
dem -am 5. Mai 1955 die Funkhoheit wieder an die 
Bundesrepublik überging, wurde in Verbandlun- 
gen mit dem Bundespostministerium zunächst er- 
reicht, daß die Langwellen- Versuchssendungen auf 
der Frequenz 151 kHz weitergeführt werden kön- 
nen. Die Anmeldung der Langwellenfrequenz beim 
Generalsekretär -des Welt-Nachrichten- Vereins zur 


2 



Aufnahme in die Frequenz-Hjauptkartei sollte von 
späteren Überlegungen abhängiig gemacht werden. 
Das Bundespostministerium hat aber mehrfach er- 
klärt, einer Leistungserhöhung mit Rücksicht auf 
die damit lauftretende Bestörung der Sender Bra- 
sow und Tromsö nicht zustimmen zu können. 

Die Frequenz 151 kHz ist zwar keine ideale Lö- 
sung; sie erschien jedoch bei der starken Belegung 
des LangwelLenbandes mit Sendern hoher Leistung 
zunächst aber als die einzige Möglichkeit, einen 
deutschen Langwellen-Dienst mit gutem Wirkungs- 
grad durchzu führen. 

Nach den intemationalen Bestimmungen besteht 
das Programm aus MusikmoduLation, die durch An- 
sagen, die den Versuchscharakter andeuten, unter- 
brochen wird. In stündlichen Intervallen wird je- 
weils 3 Minuten lang ein Meßton eingeblendet, der 
zur Messung und Überwachung .der Einseitenband- 
unterdrückung dient. Die technische Kontrolle der 
auferlegten Bedingungen, also Frequenzgenauig- 
keit, Leistung und Einseitenbandbegrenzung, wird 
von der Meß- und Empfangsstation Wittsmoor 
durchgeführt. 

Das Versuchsprogramm wurde bisher täglich bis 
zum 4. November 1956 in der Zeit von 20.00 bis 
01.00 Uhr gesendet. Diese Zeit berücksichtigte die 
Priorität des dänischen Pressesenders Skamlebek 
— Frequenz 149 kHz — , der seinen Programm- 
dienst während der Zeit von 06.00 bis 14.30 Uhr 
abwickelt. Eine Erweiterung des täglichen Lang- 
wellen- Versuchsbetriebs, auch mit kurzen Nach- 
richtensendungen, auf die Zeit von 15.00 bis 01.00 
Uhr ergibt keine Behinderung des Pressedienstes 
Skamlebek. 

Das Programm wird z. Z. über eine provisorische 
Anlage vom Senderkomplex Hamburg-Billwerder 
abgestrahlt. Dabei wird der Antennenmast mehr- 
fach ausgenutzt (MW, UKW, Fernsehen und Lang- 
welle). Die erforderliche Einspeisung über eine 
elektrische Weiche bedingt eine Leistungsbegren- 
zung auf 25 kW. 


Die in der Zeit des Versuchsbetriebs eingegange- 
nen HÖrerzu^chriften weisen nach, daß der Lang- 
wellensender weit über die Grenzen des Gebietes 
des bisiherigen NWDR, besonders aber im Raum 
der Sowjetzone gut empfangen wird. 

Am Tage ergibt sich 

bei einer Leistung von 25 kW ein Versorgungs- 
radius von etwa 450 km (bei Nacht — 250 km) 

bei einer Leistung von 100 kW ein Versorgungs- 
radius von etwa 500 km (bei Nacht 350 km). 

Das Nacht versorgungsgebiet ist kleiner als das Ge- 
biet, das bei gleicher Leistung am Tage versorgt 
werden kann. 

Der Ausschuß erarbeitete, gestützt auf die bei- 
den Anträge Drucksache 2627 (neu) und 2761 und 
die Empfehlung des mitberatenden Ausschusses, 
einen neu formulierten Antrag. Dieser Antrag be- 
zieht sich lin seinem ersten Teil auf die bereits 
wiederholt von allen Fraktionen bestätigte, ge- 
wünschte Endlösung und setzt sich für das allge- 
meine Anliegen der beschleunigten Aufnahme 
eines vollen Programmbetriebs ein. In beiden Tei- 
len des Antrags werden die Belange Berlins be- 
sonders betont. 

Ein Antrag der der Fraktion der SPD ange- 
hörenden Ausschußmitglieder, diesex. Formulie- 
rung als Nr. 3 die Nr. 1 des SPD -Antrag es — 
Drucksache 2627 (neu) — anzufügen, wurde mit 
Mehrheit abgelehnt. 

Der neu formulierte Ausschußantrag fand ein- 
stimmig Annahme. 


Bonn, den 6. Februar 1957 

Frau Friese-Korn 

Ber i ch te rs t a tterln 
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B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Bundestag gibt erneut seinem Wunsche 
Ausdruck, daß der Langwellensender in Berlin 
errichtet wird. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, um die Auf- 
bringung der erforderlichen finanziellen Mittel 
für den Ausbau und die technische Ausstattung 
des Funkhauses ln der Masurenallee in Berlin 
und für die Errichtung eines Langwellenstrah- 
lers in Berlin bemüht zu sein, damit spätestens 
vom Jahre 1958 an der Betrieb des Langwellen- 
senders in Berlin sichergestellt ist. 

3. Der Bundestag erwartet von der Bundesregie- 
rung und allen übrigen Beteiligten, daß der 
zur Zeit provisorisch arbeitende Langwellen- 
sender unverzüglich den vollen Programmbe- 
trieb aufnimmt. Auch dabei sind die Belange 
Berlins zu berücksichtigen; hierzu gehört vorab 
die Einrichtung einer voll ausgestatteten poli- 
tischen Redaktion in Berlin. 


Bonn, den 29. November 1956 


Der Ausschuß 

für Fragen der Presse, des Rundfunks und des 
Films 


Bausch 

Vorsitzender 


Frau Friese-Korn 

B er i ch te rstatte rin 



